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Festlegungsverfahren RAMEN (GBK-24-01-3#3) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank die Information über den Zwischenstand des o.g. Festlegungsverfahrens und die 
damit eingeräumte Möglichkeit, bereits vor der förmlichen Konsultation eine Stellungnahme 

abzugeben. Ebenso danken wir Ihnen für den offenen und konstruktiven fachlichen Austausch 

zu verschiedenen Aspekten des NEST-Prozesses in den vergangenen Wochen und Monaten.  

Die Landesregulierungsbehörde Baden-Württemberg begrüßt, dass die Bundesnetzagentur an 

den in ihrem Eckpunktepapier zum NEST-Prozess angekündigten Vereinfachungen weiterhin 

festhält und diese nunmehr auch in den Entwürfen zu den Festlegungen RAMEN sowie Strom-
NEF und GasNEF konkretisiert wurden. In der Gesamtschau hat sich allerdings unsere Sorge 

verfestigt, dass die angestrebten Erleichterungen durch einen erheblichen Zusatzaufwand 
überkompensiert werden und damit das Gegenteil des von der Bundesnetzagentur erklärten 

Ziels einer unbürokratischeren Regulierung erreicht wird. 

Zu einzelnen wesentlichen Punkten nehmen wir in der Reihenfolge des Tenorentwurfs Stellung: 

Ziffer 2.3 Satz 1 (Dauer der Regulierungsperiode) 

Die geplante Verkürzung der Regulierungsperiode auf drei Jahren lehnen wir weiterhin ab. Wir 
verweisen zur Vermeidung umfangreicher Wiederholungen insoweit auf die gemeinsame Stel-

lungnahme mehrerer Landesregulierungsbehörden zu dieser Thematik, in der erhebliche sach-

liche, aber auch rechtliche Einwände vorgetragen wurden. 
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Es ist absehbar, dass der deutlich engere Zeitrahmen den Aufbau zusätzlicher Personalkapazi-
täten bei den Regulierungsbehörden erfordern und das Ziel einer Entbürokratisierung konter-

karieren wird. Mit der zunehmenden zeitlichen Verdichtung wird es wesentlich schwieriger, die 
Vielzahl an Prüfungen mit der gebotenen Sorgfalt rechtssicher durchzuführen. Der für die Kos-

tenprüfungen zur Verfügung stehende Zeitrahmen verringert sich faktisch noch weiter, wenn 
von den Regulierungsbehörden die Termine nach Ziffer 16.2 Satz 2 und 3 zur Bestimmung des 

Schwellenwerts für das vereinfachte Verfahren einzuhalten sind. Dabei bitten wir zu bedenken, 
dass die Kostenprüfungen für Gas und Strom bei den Landesregulierungsbehörden organisato-

risch nicht durch separate Beschlusskammern durchgeführt werden, sondern es sich hier um 

zeitlich sich überschneidende Aufgaben handelt. 

Allgemein sollte bei allen mit RAMEN verbundenen Fristen und Terminsetzungen berücksich-

tigt werden, dass die Verfahren und Prüfvorgänge im Laufe der Zeit tendenziell an Komplexität 

zunehmen werden. Zudem ist nicht auszuschließen, dass die jüngste Rechtsprechung des 
EuGH zu Kundenanlagen auf eine weitere Erhöhung des Regulierungsaufwands hinauslaufen 

wird.  

 

Ziffer 16.1 Satz 2 (Vereinfachtes Verfahren: Keine Anpassung der Betriebskosten und Anwend-

barkeit der Qualitätsregulierung) 

Sehr kritisch sehen wir den Ausschluss von Netzbetreibern im vereinfachten Verfahren von 

dem für die fünfte Regulierungsperiode vorgesehenen Betriebskostenaufschlag. Hierdurch und 
insbesondere in der Gesamtschau mit der sonstigen Ausgestaltung des vereinfachten Verfah-

rens müssen kleinere Netzbetreiber erhebliche wirtschaftliche Nachteile in Kauf nehmen, um 
Belastungen und Unwägbarkeiten des Regelverfahrens zu vermeiden. Mit der – von uns sehr 

begrüßten – Einführung des OPEX-Aufschlags nach Ziffer 3.2 begegnet die BNetzA dem in der 
Stromnetzsparte identifizierten Problem des Betriebskostenaufwuchses während der Regulie-

rungsperiode. Unserer Auffassung nach wurde nicht überzeugend dargetan, weshalb die Prob-

lematik bei kleinen Stromnetzbetreibern grundsätzlich anders zu bewerten ist und dieses regu-

latorische Instrument nur im Regelverfahren zur Verfügung stehen soll. 

Auch die geplante Ausdehnung der Qualitätsregulierung auf das vereinfachte Verfahren lehnen 

wir ab und sprechen uns dafür aus, eine entsprechende Ausnahme in Tenorziffer 16.1 Satz 2 
aufzunehmen. Der mit der Qualitätsregulierung verbundene administrative Aufwand würde 

durch die Ausweitung auf das vereinfachte Verfahren schlagartig vervielfacht und die kleineren 
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Netzbetreiber zusätzlichen regulatorischen Belastungen ausgesetzt, ohne dass bisher ein sub-
stanzieller Nutzen dargetan wäre. Soweit ersichtlich, enthalten die Erwägungsgründe auch 

keine Hinweise darauf, dass die bisherige Qualitätsregulierung im Regelverfahren zu messba-
ren Verbesserungen der Versorgungsqualität im Vergleich zu Netzbetreibern im vereinfachten 

Verfahren geführt habe. Die Ausdehnung der Qualitätsregulierung auf das vereinfachte Verfah-
ren sehen wir auch nicht dadurch gerechtfertigt, dass die Qualitätsregulierung nach den Plä-

nen der Bundesnetzagentur künftig um den Aspekt der Energiewendekompetenz ergänzt wer-
den soll. Für die zugrundeliegende Annahme, den Kunden kleinerer Netzbetreiber würden ohne 

Einbeziehung in diese erweiterte Qualitätsregulierung „schlechtere Bedingungen“ zugemutet 

(S. 179), sehen wir keinen belastbaren Beleg. Zumindest sollten über einen längeren Zeitraum 

praktische Erfahrungen zum Aufwand und Nutzen der neu ausgestalteten Qualitätsregulierung 
im Regelverfahren gesammelt werden, bevor diese auf eine Vielzahl von kleinen Unternehmen 

zur Anwendung kommt 

 

Ziffern 16.2 und 16.3 (Schwellenwert für das vereinfachte Verfahren, Marktabdeckungsgrad) 

Bereits im Zusammenhang mit der geplanten Verkürzung der Regulierungsperioden haben wir 

darauf hingewiesen, dass die Maßgeblichkeit der ermittelten Ausgangsniveaus der laufenden 
Regulierungsperiode für den Schwellenwert der folgenden Regulierungsperiode und die dabei 

für die Bestimmung des Schwellenwerts gesetzten Termine (Ziffer 16.2 Satz 2 und 3) faktisch 
zu einer erheblichen Begrenzung des für die Kostenprüfungen zur Verfügung stehenden Zeit-

raums führen. Jedenfalls im Falle einer dreijährigen Regulierungsperiode wäre der Prüfungs-
zeitrahmen in bedenklicher Weise verkürzt. Da sich diese zeitliche Problematik wohl kaum auf-

lösen lässt, sehen wir Anlass, den wirtschaftlichen Schwellenwert grundsätzlich in Frage zu 
stellen und uns für die Beibehaltung der Kundenzahl zur Bildung des Schwellenwerts auszu-

sprechen. Nach unserer Erfahrung hat das Abstellen auf die Kundenzahl, also auf einen bisher 
sowohl in der ARegV als auch im höherrangigen EnWG verankerten gesetzlichen Begriff, keine 

wesentlichen Abgrenzungsprobleme aufgeworfen. Vielmehr handelt es sich um eine transpa-

rente und weitgehend berechenbare Kennzahl, die sowohl den Unternehmen als auch den Be-

hörden eine verlässliche Planung ermöglicht hat. 

Im Hinblick auf die in Ziffer 16.3 Satz 1 genannten Marktabdeckungsgrade bitten wir die Bun-
desnetzagentur um Prüfung, ob geringere Werte für die notwendige Marktabdeckung festge-

legt werden können, zumal die Anreize, als kleines Unternehmen freiwillig für das Regelverfah-
ren zu optieren, sich deutlich verstärken dürften. Sollte sich die Zahl der am Regelverfahren 
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teilnehmenden Unternehmen erhöhen, muss auch der für die Kostenprüfungsverfahren zur Ver-
fügung stehende Zeitraum erweitert werden, da der bisher in § 29 Abs. 1 Satz 2 ARegV gesetzte 

Rahmen bereits jetzt sehr knapp bemessen ist. 

Mit freundlichen Grüßen 
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